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Antrag aus Bayern ist beschämend 

Deutscher Pflegerat: Unterstützung wäre hilfreich anstatt 
massiver Desinformation 
 

Der Antrag des Freistaates Bayern im Gesundheitsausschuss des Bundesrats, die 

Pflegepersonalbemessungsverordnung (PPBV) abzulehnen, ist inakzeptabel. Mit 

diesem Antrag wird auf Kosten der Pflegeprofession und der Versorgungssicher-

heit in Deutschland Politik betrieben. 

 

Im Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege haben wir uns gemeinsam dazu ver-

pflichtet, ein Instrument zur Personalbemessung im Krankenhaus zu entwickeln, 

um damit die Arbeitsbedingungen der Pflegeprofession zu verbessern. Bayern 

würde somit wortbrüchig werden. 

 

Der Antrag ist strikt abzulehnen, da er zudem den Bemühungen um eine bessere 

Personalsituation in unseren Krankenhäusern widerspricht und mit massiver 

Desinformation einhergeht. 

 

Weiter erklärt Christine Vogler, Präsidentin des Deutschen Pflegerats (DPR): 

 

„Der Freistaat Bayern bringt zwei Einwände vor: Personalmangel und Bürokratie. 

Die Inhalte der Pflegepersonalbemessungsverordnung basieren auf der PPR 2.0, 

die in Zusammenarbeit zwischen dem Deutschen Pflegerat, der Deutschen Kran-

kenhausgesellschaft und der Gewerkschaft ver.di über Jahre hinweg entwickelt 

wurde. Sie wurde erprobt und zeichnet sich durch einen minimalen Bürokratie-

aufwand aus. 

 

Die Pflegepersonalbemessungsverordnung ist bundesweit das wichtigste Signal 

für eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege im Krankenhaus. 

Die Verordnung führt dazu, dass mehr Menschen einen Pflegeberuf in Betracht 

ziehen und mehr Mitarbeiter:innen gewonnen werden können. Die Verordnung 

sendet mit der Umsetzung der PPR 2.0 ein klares Signal für positive Veränderun-

gen in der Berufsgruppe. Dies steht im Gegensatz zu dem, was im Antrag be-

hauptet wird und widerspricht dem kürzlich veröffentlichten Statement Bayerns 

zur Notwendigkeit der Verbesserung der Arbeitsbedingungen, um Leasingperso-

nal abzubauen. 

 

Internationale Studien, wie beispielsweise in Kalifornien, haben ausführlich den 

Einsatz von Personalbemessungsinstrumenten untersucht und gezeigt, dass dies 



 

zu einer Verringerung der Arbeitsbelastung und einer Verbesserung der Arbeits-

bedingungen führt. Dies wiederrum führt zu einer besseren Patient:innensicher-

heit, Versorgungsqualität und erhöht die Mitarbeiter:innenbindung. 

 

Die angeblich hohe Bürokratie ist eine unbegründete Behauptung. Die PPR 2.0 

ist bereits digital und benutzerfreundlich umsetzbar. Es ist beschämend, die ver-

meintliche Bürokratie als Argument gegen die Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen und die Sicherstellung der Versorgung zu verwenden. 

 

Anstatt die vermutete Bürokratie zu kritisieren, sollten wir uns gemeinsam auf 

den tatsächlichen Mehraufwand konzentrieren, der durch Prüf- und Melderege-

lungen sowie Dokumentationen entsteht.“ 
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Zum Deutschen Pflegerat e.V. (DPR): 
 
Der Deutsche Pflegerat e.V. wurde 1998 gegründet, um die Positionen der Pflegeorganisati-
onen einheitlich darzustellen und deren politische Arbeit zu koordinieren. Darüber hinaus 
fördert der Zusammenschluss aus 18 Verbänden die berufliche Selbstverwaltung. Seit 2003 
handelt der Deutsche Pflegerat e.V. als eingetragener, gemeinnütziger Verein. Als Bundesar-
beitsgemeinschaft des Pflege- und Hebammenwesens und Partner der Selbstverwaltung im 
Gesundheitswesen vertritt der Deutsche Pflegerat heute die insgesamt 1,7 Millionen Be-
schäftigten der Pflege. Über die berufliche Interessenvertretung hinaus ist der Einsatz für 
eine nachhaltige, qualitätsorientierte Versorgung der Bevölkerung oberstes Anliegen des 
Deutschen Pflegerats. 
 
Präsidentin des Deutschen Pflegerats ist Christine Vogler. Vize-Präsidentinnen sind Irene 
Maier und Annemarie Fajardo. 
 
Mitgliedsverbände des DPR: 
 
- Arbeitsgemeinschaft christlicher Schwesternverbände und Pflegeorganisationen e.V. (ADS) 
- AnbieterVerband qualitätsorientierter Gesundheitspflegeeinrichtungen e.V. (AVG) 
- Bundesverband Lehrende Gesundheits- und Sozialberufe e.V. (BLGS) 
- Bundesverband Geriatrie e.V. (BVG) 
- Bundesverband Pflegemanagement 
- Deutscher Hebammenverband e.V. (DHV) 
- Berufsverband Kinderkrankenpflege Deutschland e.V. (BeKD) 
- Bundesfachvereinigung Leitender Krankenpflegepersonen der Psychiatrie e.V. (BFLK) 
- Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. (DBfK) 
- Deutsche Gesellschaft für Endoskopiefachberufe e.V. (DEGEA) 
- Deutsche Gesellschaft für Fachkrankenpflege und Funktionsdienste e.V. (DGF) 
- Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft e.V. (DGP) 
- Deutscher Pflegeverband e.V. (DPV) 
- Initiative Chronische Wunden e.V. (ICW) 
- Katholischer Pflegeverband e.V. 
- Verband der Schwesternschaften vom Deutschen Roten Kreuz e.V. (VdS) 
- Verband für Anthroposophische Pflege e.V. (VfAP) 
- Verband der Pflegedirektorinnen und Pflegedirektoren der Universitätskliniken und 

Medizinischen Hochschulen Deutschlands e.V. (VPU) 


